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 Leasing-Erlass 
Der Bundesfinanzminister der Finanzen IV, B2 – S 2170-31/71 

 

I. Ertragsteuerliche Behandlung von Leasing-Verträgen über 
bewegliche Wirtschaftsgüter (BdF-Schreiben vom 19.04.1971) 
 

I. Allgemeines 

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 26. Januar 1970 (BStBl 1979 II S 264) zur 
steuerlichen Behandlung von Leasing-Verträgen über bewegliche Wirtschaftsgüter 
Stellung genommen.  

Für die Behandlung von nach dem 23. April 1970 abgeschlossenen Leasing-Verträgen 
über bewegliche Wirtschaftsgüter sind die folgenden Grundsätze zu beachten. 

Dabei ist als betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer der in der amtlichen AfA-Tabelle 
angegebene Zeitraum zugrunde zu legen. 

  

II. Begriff und Abgrenzung des Finanzierungs-Leasing-Vertrages bei beweglichen 
    Wirtschaftsgütern 
 

1. Finanzierungs-Leasing im Sinne des o.g. Schreibens ist nur dann anzunehmen, 
wenn 
 
a) der Vertrag über eine bestimmte Zeit abgeschlossen wird, während der Vertrag bei 
vertragsgemäßer Erfüllung von beiden Vertragsparteien nicht gekündigt werden kann 
(Grundmietzeit)  
   und 
b) der Leasing-Nehmer mit den während der Grundmietzeit zu entrichtenden Raten 
mindestens die Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie alle Nebenkosten 
einschließlich Finanzierungskosten des Leasing-Gebers decken. 
  
2. Beim Finanzierungs-Leasing von beweglichen Wirtschaftsgütern sind im 
Wesentlichen folgende Vertragstypen festzustellen: 
 

a) Leasing-Verträge ohne Kauf- oder Verlängerungsoption 
Bei diesem Vertragstyp sind zwei Fälle zu unterscheiden: 
Die Grundmietzeit 

-  deckt sich mit der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Leasing- 
 Gegenstandes 
- ist geringer als die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Leasing-
 Gegenstandes. 

Der Leasing-Nehmer hat nicht das Recht, nach Ablauf der Grundmietzeit den Leasing-
Gegenstand zu erwerben oder den Leasing-Vertrag zu verlängern. 
 

b) Leasing-Verträge mit Kaufoption 
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Der Leasing-Nehmer hat das Recht, nach Ablauf der Grundmietzeit, die regelmäßig kürzer 
ist als die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Leasing-Gegenstandes, den Leasing-
Gegenstand zu erwerben. 
 

c) Leasing-Verträge mit Mietverlängerungsoption 

Der Leasing-Nehmer hat das Recht, nach Ablauf der Grundmietzeit, die regelmäßig kürzer 
ist als die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des Leasing-Gegenstandes, das 
Vertragsverhältnis auf bestimmte oder unbestimmte Zeit zu verlängern. 

Leasing-Verträge ohne Mietverlängerungsoption, bei denen nach Ablauf der Grundmietzeit 
eine Vertragsverlängerung für den Fall vorgesehen ist, dass der Mietvertrag nicht von 
einer der Vertragsparteien gekündigt wird, sind steuerlich grundsätzlich ebenso wie 
Leasing-Verträge mit Mietverlängerungsoption zu behandeln. Etwas anderes gilt nur dann, 
wenn nachgewiesen wird, dass der Leasing-Geber bei Verträgen über gleiche 
Wirtschaftsgüter innerhalb eines Zeitraums von neun Zehnteln der betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer in einer Vielzahl von Fällen das Vertragsverhältnis aufgrund seines 
Kündigungsrechts beendet. 
 

d) Verträge über Spezial-Leasing 

Es handelt sich hierbei um Verträge über Leasing-Gegenstände, die speziell auf die 
Verhältnisse des Leasing-Nehmers zugeschnitten und nach Ablauf der Grundmietzeit 
regelmäßig nur noch beim Leasing-Nehmer wirtschaftlich sinnvoll verwendbar sind. 

Diese Verträge kommen mit oder ohne Optionsklausel vor. 

 

III. Steuerliche Zurechnung des Leasing-Gegenstandes 

Die Zurechnung des Leasing-Gegenstandes ist von der von den Parteien gewählten 
Vertragsgestaltung und deren tatsächlicher Durchführung abhängig. Unter Würdigung der 
gesamten Umstände ist im Einzelfall zu entscheiden, wem der Leasing-Gegenstand 
steuerlich zuzurechnen ist.  

Bei den unter II. 2. genannten Grundvertragstypen gilt für die Zurechnung das folgende: 
 
1. Leasing-Verträge ohne Kauf- oder Verlängerungsoption 
Bei Leasing-Verträgen ohne Optionsrecht ist der Leasing-Gegenstand regelmäßig 
zuzurechnen: 

a) dem Leasing-Geber, wenn die Grundmietzeit mindestens 40% und höchstens 90% der     
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Leasing-Gegenstandes beträgt. 
b) dem Leasing-Nehmer, wenn die Grundmietzeit weniger als 40% oder mehr als 90% der     
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer beträgt. 
 
2. Leasing-Verträge mit Kaufoption 

Bei Leasingverträgen mit Kaufoption ist der Leasing-Gegenstand regelmäßig zuzurechnen 

a) dem Leasing-Geber, wenn die Grundmietzeit mindestens 40% und höchstens 90% der     
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Leasing-Gegenstandes beträgt und der für    
den Fall der Ausübung des Optionsrechts vorgesehene Kaufpreis nicht niedriger ist als der 
unter Anwendung der linearen AfA nach der amtlichen AfA-Tabelle ermittelte Buchwert 
oder der niedrigere gemeine Wert zum Zeitpunkt der Veräußerung. 
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b) dem Leasing-Nehmer, wenn 
-  die Grundmietzeit weniger als 40% oder mehr als 90% der 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer beträgt 
oder  
- bei einer Grundmietzeit von mindestens 40% und höchstens 90% der 
betriebs-gewöhnlichen Nutzungsdauer der für den Fall der Ausübung des 
Optionsrechts  vorgesehene Kaufpreis niedriger ist als der unter Anwendung der 
linearen AfA nach der amtlichen AfA-Tabelle ermittelte Buchwert oder der niedrigere 
gemeine Wert im Zeitpunkt der Veräußerung. 

Wird die Höhe des Kaufpreises für den Fall der Ausübung des Optionsrechts während 
oder nach Ablauf der Grundmietzeit festgelegt oder verändert, so gilt Entsprechendes.       
Die Veranlagungen sind gegebenenfalls zu berichtigen. 
 

3. Leasing-Verträge mit Mietverlängerungsoption 
 

Bei Leasing-Verträgen mit Mietverlängerungsoption ist der Leasing-Gegenstand 
regelmäßig zuzurechnen: 

a) dem Leasing-Geber, wenn die Grundmietzeit mindestens 40% und höchstens 90% der     
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Leasing-Gegenstandes beträgt und die 
Anschlussmiete so bemessen ist, dass sie den Wertverzehr für den Leasing-Gegenstand     
deckt, der sich auf der Basis des unter Berücksichtigung der linearen Absetzung für 
Abnutzung nach der amtlichen AfA-Tabelle ermittelten Buchwerts oder des niedrigeren     
gemeinen Wertes und der Restnutzungsdauer laut AfA-Tabelle ergibt, 
 
b) dem Leasing-Nehmer, 

- wenn die Grundmietzeit weniger als 40% oder mehr als 90% der 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Leasing-Gegenstandes beträgt oder 
- wenn bei einer Grundmietzeit von mindestens 40% und höchstens 90% der 
betriebs-gewöhnlichen Nutzungsdauer die Anschlussmiete so bemessen ist, dass sie 
den Wertverzehr für den Leasing-Gegenstand nicht deckt, der sich auf der Basis des 
unter Berücksichtigung der linearen AfA nach der amtlichen AfA-Tabelle ermittelten 
Buchwertes oder des niedrigeren gemeinen Wertes und der Restnutzungsdauer laut 
AfA-Tabelle ergibt. 

Wird die Höhe der Leasing-Raten für den Verlängerungszeitraum während oder nach 
Ablauf der Grundzeit festgelegt oder verändert, so gilt Entsprechendes. 

Abschnitt II Nr. 2 Buchstabe c Sätze 2 und 3 sind zu beachten. 
 
4. Verträge über Spezial-Leasing 
 

Bei Spezial-Leasing-Verträgen ist der Leasing-Gegenstand regelmäßig dem 
Leasingnehmer ohne Rücksicht auf das Verhältnis von Grundmietzeit und Nutzungsdauer 
und auf Optionsklauseln zuzurechnen. 
  
IV. Bilanzmäßige Darstellung von Leasing-Verträgen bei Zurechnung des Leasing- 
     Gegenstandes beim Leasing-Geber 
 
1. Beim Leasing-Geber 

Der Leasing-Geber hat den Leasing-Gegenstand mit seinen Anschaffungs- oder 
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Herstellungskosten zu aktivieren. Die AfA ist nach der betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer vorzunehmen. Die Leasing-Raten sind Betriebseinnahmen. 

2. Beim Leasing-Nehmer 

Die Leasing-Raten sind Betriebsausgaben. 

 

V. Bilanzmäßige Darstellung von Leasingverträgen bei Zurechnung des Leasing-
Gegenstandes beim Leasingnehmer 

 

1. Beim Leasing-Nehmer 

Der Leasing-Nehmer hat den Leasing-Gegenstand mit seinen Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten zu aktivieren. Als Anschaffungs- oder Herstellungskostengelten gelten 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Leasing-Gebers, die der Berechnung der 
Leasing-Raten zugrunde gelegt worden sind, zuzüglich etwaiger weiterer Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten, die nicht in den Leasing-Raten enthalten sind (vgl. Schreiben 
vom 5. Mai 1970 – IV B/2 – S. 2170 – 4/70). 
 
Dem Leasing-Nehmer steht die AfA nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des 
Leasing-Gegenstandes zu. In der Höhe der aktivierten Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten mit Ausnahme der nicht in den Leasing-Raten berücksichtigten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Leasing-Nehmers ist eine Verbindlichkeit 
gegenüber dem Leasing-Geber zu passivieren. 
 
Die Leasing-Raten sind in einen Zins- und Kostenanteil sowie einen Tilgungsanteil 
aufzuteilen. Bei der Aufteilung ist zu berücksichtigen, dass sich infolge der laufenden 
Tilgung der Zinsanteil verringert und der Tilgungsanteil entsprechend erhöht. Der Zins- und 
Kostenanteil stellt eine sofort abzugsfähige Betriebsausgabe dar, während der andere Teil 
der Leasing-Rate als Tilgung der Kaufpreisschuld erfolgsneutral zu behandeln ist. 
 
2. Beim Leasing-Geber 
Der Leasing-Geber aktiviert eine Kaufpreisforderung an den Leasing-Nehmer in Höhe der 
den Leasing-Raten zugrunde gelegten Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Dieser 
Betrag ist grundsätzlich mit der vom Leasing-Nehmer ausgewiesenen Verbindlichkeit 
identisch.  
 
Die Leasing-Raten sind in einen Zins- und Kostenanteil sowie einen Anteil Tilgung der 
Kaufpreisforderung aufzuteilen. Wegen der Aufteilung der Leasing-Raten und deren 
steuerlicher Behandlung gelten die Ausführungen unter V.  1 entsprechend. 
 
 
VI. Die vorstehenden Grundsätze gelten entsprechend auch für Verträge mit 
Leasing-Nehmern, die ihren Gewinn nicht durch Bestandsvergleich ermitteln. 
 
Im Auftrag Dr. Hübl    
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Steuerliche Zurechnung des Leasinggegenstandes beim Leasinggeber  
(Bundesminister der Finanzen, Schreiben vom 22.12.1975 IV b – S 2170 -161/75) 
  

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder hat der Bundesminister der Finanzen zu einem Schreiben des Deutschen Leasing-
Verbandes wie folgt Stellung genommen: 

1. Gemeinsames Merkmal der in dem Schreiben des Deutschen Leasing-Verbandes 
dargestellten Vertragsmodell ist, dass eine unkündbare Grundmietzeit vereinbart wird, die 
mehr als 40%, jedoch nicht mehr als 90% der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des 
Leasing-Gegenstandes beträgt und dass die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Leasing-Gebers sowie aller Nebenkosten einschließlich der Finanzierungskosten des 
Leasing-Gebers in der Grundmietzeit durch die Leasing-Raten nur zum Teil gedeckt 
werden. Da mithin Finanzierungs-Leasing im Sinne des BdF-Schreibens über die 
ertragssteuerliche Behandlung von Leasingverträgen über bewegliche Wirtschaftsgüter 
vom 19.04.1971 (BstBl. I S 264) nicht vorliegt, ist die Frage, wem der Leasing-Gegenstand 
zuzurechnen ist, nach den allgemeinen Grundsätzen zu entscheiden. 
 
2. Die Prüfung der Zurechnungsfrage hat folgendes ergeben: 
 
a) Vertragsmodell mit Andienungsrecht des Leasing-Gebers, jedoch ohne 
Optionsrecht des Leasing-Nehmers 
Bei diesem Vertragsmodell hat der Leasing-Geber ein Andienungsrecht. Danach ist der 
Leasing-Nehmer, sofern ein Verlängerungsvertrag nicht zustande kommt, auf Verlangen 
des Leasing-Gebers verpflichtet den Leasing-Gegenstand zu einem Preis zu kaufen, der 
bereits bei Abschluss des Leasing-Vertrages fest vereinbart wird. Der Leasing-Nehmer hat 
kein Recht, den Leasing-Gegenstand zu erwerben. 

Der Leasing-Nehmer trägt bei dieser Vertragsgestaltung das Risiko der Wertminderung, 
weil er auf Verlangen des Leasing-Gebers den Leasing-Gegenstand auch dann zum 
vereinbarten Preis kaufen muss, wenn der Wiederbeschaffungspreis für ein gleichwertiges 
Wirtschaftsgut geringer als der vereinbarte Preis ist. Der Leasing-Geber hat jedoch die 
Chance der Wertsteigerung, weil er sein Andienungsrecht nicht ausüben muss, sondern 
das Wirtschaftsgut zu einem über dem Andienungspreis liegenden Preis verkaufen kann, 
wenn ein über dem Andienungspreis liegender Preis am Markt erzielt werden kann. 

Der Leasing-Nehmer kann unter diesen Umständen nicht als wirtschaftlicher Eigentümer 
angesehen werden. 
 
b) Vertragsmodell mit Aufteilung des Mehrerlöses. 
Nach Ablauf der Grundmietzeit wird der Leasing-Gegenstand durch den Leasing-Geber 
veräußert. Ist der Veräußerungserlös niedriger als die Differenz zwischen Gesamtkosten 
des Leasing-Gebers und den in der Grundmietzeit entrichteten Leasing-Raten (Rest-
Amortisation), so muss der Leasingnehmer eine Abschlusszahlung in Höhe der Differenz 
zwischen Restamortisation und Veräußerungserlös zahlen. 
Ist der Veräußerungserlös hingegen höher als die Rest-Amortisation, so erhält der 
Leasing-Geber 25%, der Leasing-Nehmer 75% des die Restamortisation übersteigenden 
Teils des Veräußerungserlöses. 

Durch die Vereinbarung, dass der Leasing-Geber 25% des die Rest-Amortisation 
übersteigenden Teils des Veräußerungserlöses erhält, wird bewirkt, dass der Leasing-
Geber noch in einem wirtschaftlich ins Gewicht fallenden Umfang an etwaigen 
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Wertsteigerungen des Leasing-Gegenstandes beteiligt ist. Der Leasing-Gegenstand ist 
daher dem Leasing-Geber zuzurechnen. 

Eine ins Gewicht fallende Beteiligung des Leasing-Gebers an den Wertsteigerungen des 
Leasing-Gegenstandes ist hingegen nicht mehr gegeben, wenn der Leasing-Geber 
weniger als 25% des die Rest-Amortisation übersteigenden Teils des 
Veräußerungserlöses erhält. Der Leasing-Gegenstand ist in solchen Fällen dem Leasing-
Nehmer zuzurechnen. 
 
c) Kündbarer Mietvertrag mit Anrechnung des Veräußerungserlöses auf die vom 
Leasingnehmer zu leistende Schlusszahlung. 
Der Leasing-Nehmer kann den Leasingvertrag frühestens nach Ablauf einer 
Grundmietzeit, die 40% der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer beträgt, kündigen. Bei 
Kündigung ist eine Abschlusszahlung in Höhe der durch die Leasing-Raten nicht 
gedeckten Gesamtkosten des Leasing-Gebers zu entrichten. Auf die Abschlusszahlung 
werden 90% des vom Leasing-Geber erzielten Veräußerungserlöses angerechnet. Ist der 
anzurechnende Teil des Veräußerungserlöses zuzüglich der vom Leasing-Nehmer bis zur 
Veräußerung entrichteten Leasing-Raten niedriger als die Gesamtkosten des Leasing-
Gebers, so muss der Leasing-Nehmer in Höhe der Differenz eine Abschlusszahlung 
leisten. Ist der Veräußerungserlös höher als die Differenz zwischen Gesamtkosten des 
Leasing-Gebers und den bis zur Veräußerung entrichteten Leasing-Raten, so behält der 
Leasing-Geber diesen Differenzbetrag in vollem Umfang. 

Bei diesem Vertragsmodell kommt eine während der Mietzeit eingetretene Wertsteigerung 
in vollem Umfang dem Leasing-Geber zugute. Der Leasing-Geber ist daher nicht nur 
rechtlich, sondern auch wirtschaftlicher Eigentümer des Leasing-Gegenstandes. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten nur grundsätzlich, d.h. nur insoweit, wie besondere 
Regelungen in Einzelverträgen nicht zu einer anderen Beurteilung zwingen.  

 

 

 

Anmerkung: 

Das vorstehende Schreiben hat große Bedeutung für das Leasing. Erstmals seit der 
Veröffentlichung des „Leasing-Erlasses“ vom 19.04.1971 hat die Finanzverwaltung sich in diesem 
Schreiben in allgemeiner Form zur Frage der Zurechnung des Leasing-Gegenstandes bei 
bestimmten Vertragstypen geäußert. Bei allen drei Vertragstypen handelt es sich um sogenannte 
„Non-Pay-Out-Verträge“. Diese Verträge haben in den letzten Jahren zunehmend an Bedeutung 
gewonnen, nicht zuletzt deshalb, weil die Teilamortisation in der Grundmietzeit gerade in einer Zeit 
des knappen Geldes dem Leasing-Nehmer die Investitionsentscheidung erleichtern kann. Der 
Leasing-Geber erhält aufgrund der vertraglichen Vereinbarungen in allen Fällen den durch die 
Leasing-Raten während der Grundmietzeit noch nicht gedeckten Teil seiner 
Gesamtaufwendungen. Das Risiko der Wertminderung liegt mithin eindeutig beim Leasing-
Nehmer. Die Chance der Wertsteigerung ist jedoch – ganz oder doch zu einem ins Gewicht 
fallenden Teil – beim Leasing-Geber verblieben. Dieser ist daher nicht nur bürgerlich-rechtlicher, 
sondern auch wirtschaftlicher Eigentümer des Leasing-Gegenstandes.  
 
Diese Auszüge aus den Leasing-Erlassen und Schreiben des Bundesfinanzministeriums stellen 
lediglich den wesentlichsten Teil  der Bestimmungen dar. Zahlreiche Ergänzungsschreiben zu 
speziellen Anfragen sind zwischenzeitlich veröffentlicht worden, können aber aus Platzgründen 
hier nicht alle dargestellt werden.  
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Der Bundesminister der Finanzen hat entschieden, unter welchen Voraussetzungen bei 
Teilamortisationsverträgen (TA-Verträgen), die nach den Vorschriften des Leasing-Erlasses 
kein Finanzierungs-Leasing darstellen, der Leasing-Gegenstand steuerrechtlich dem 
Leasing-Geber zugerechnet wird. 

 

Zur weiteren Erläuterung: 

1. Begriff und Arten von (TA) Teilamortisation-Verträge 

Die aufgeführten Vertragsmodelle sind durch folgende Merkmale gekennzeichnet: 

a) im Vertrag wird eine Grundmietzeit vereinbart, die mehr als 40%, jedoch nicht mehr als 
90% der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer (AfA) des Leasing-Gegenstandes beträgt 
und 

b) die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Leasing-Gebers sowie alle 
Nebenkosten einschl. der Finanzierungskosten des Leasinggebers werden in der 
Grundmietzeit durch die Leasing-Raten nur zum Teil gedeckt. 
 
2. Im Einzelnen hat die Finanzverwaltung zu folgenden Vertragstypen Stellung 

genommen: 
a) Vertragsmodell mit Andienungsrecht des Leasinggebers, jedoch ohne 
Optionsrecht des Leasingnehmers 
Bei diesem Vertragsmodell hat der Leasing-Geber ein Andienungsrecht. Danach ist der 
Leasing-Nehmer, sofern kein Verlängerungsvertrag zustande kommt, auf Verlangen des 
Leasing-Gebers verpflichtet, den Leasing-Gegenstand zu einem Preis zu kaufen, der 
bereits bei Abschluss des Leasing-Vertrags fest vereinbart wird. Der Leasing-Nehmer hat 
kein Recht, den Leasing-Gegenstand zu erwerben. 
 
b) Vertragsmodell mit Aufteilung des Mehrerlöses 
Nach Ablauf der Grundmietzeit wird der Leasing-Gegenstand durch den Leasing-Geber 
veräußert. Ist der Veräußerungserlös niedriger als die Differenz zwischen den 
Gesamtkosten des Leasing-Gebers und den in der Grundmietzeit entrichteten Leasing-
Raten (Restamortisation), so muss  der Leasing-Nehmer eine Abschlusszahlung in Höhe 
der Differenz zwischen Restamortisation und Veräußerungserlös zahlen. Ist der 
Veräußerungserlös hingegen höher als die Restamortisation, so erhält der Leasing-Geber 
25%, der Leasing-Nehmer 75% des die Restamortisation übersteigenden Teils des 
Veräußerungserlöses. 
 
c) Kündbarer Leasing-Vertrag mit Anrechnung des Veräußerungserlöses auf die 
vom Leasing-Nehmer zu leistende Schlusszahlung 
Der Leasing-Nehmer kann den Leasingvertrag frühestens nach Ablauf der Grundmietzeit, 
die 40% der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer beträgt, kündigen. Bei Kündigung ist 
eine Abschlusszahlung in Höhe der durch die Leasing-Raten nicht gedeckten 
Gesamtkosten des Leasing-Gebers zu entrichten. Auf die Abschlusszahlung werden 90% 
des vom Leasing-Geber erzielten Veräußerungserlöses angerechnet. Ist der 
anzurechnende Teil des Veräußerungserlöses zuzüglich der vom Leasing-Nehmer bis zur 
Veräußerung entrichteten Leasing-Raten niedriger als die Gesamtkosten des Leasing-
Gebers, so muss der Leasing-Nehmer in Höhe der Differenz eine Abschlusszahlung 
leisten. Ist jedoch der Veräußerungserlös höher als die Differenz zwischen den 
Gesamtkosten des Leasing-Gebers und den bis zur Veräußerung entrichteten Leasing-
Raten, so behält der Leasing-Geber diesen Differenzbetrag in vollem Umfang. 
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II  Steuerliche Zurechnung des Leasinggegenstandes 
Die nachstehenden Ausführungen bezüglich der Zurechenbarkeit des Leasing-
Gegenstandes gelten nur grundsätzlich, d.h. insoweit, wie besondere Regelungen in 
Einzelverträgen nicht zu einer anderen Beurteilung zwingen. 

 

1. Leasing-Verträge mit Andienungsrecht 

Da der Leasing-Geber von dem Andienungsrecht Gebrauch machen kann, aber nicht 
muss, ist er als wirtschaftlicher Eigentümer des Leasing-Gegenstandes anzusehen, dem 
der Leasing-Gegenstand zuzurechnen ist. 

 

2. Leasing-Verträge mit Aufteilung des Mehrerlöses 

Bei Leasing-Verträgen mit Aufteilung des Mehrerlöses ist der Leasing-Gegenstand 
regelmäßig zuzurechnen: 

A) dem Leasing-Geber, wenn  

a) der Veräußerungserlös niedriger als die Differenz zwischen den Gesamtkosten des 
Leasing-Gebers und den in der Grundmietzeit entrichteten Leasing-Raten  
(Restamortisation) ist. 

b) der Veräußerungserlös höher als die Restamortisation ist und der Leasing-Geber 25%, 
der Leasing-Nehmer 75% des die Restamortisation übersteigenden Teils des 
Veräußerungserlöses erhält. 

B) dem Leasing-Nehmer, wenn der Veräußerungserlös höher als die Restamortisation ist 
und der Leasing-Geber weniger als 25% des die Restamortisation übersteigenden Teils 
des Veräußerungserlöses erhält. 

 

3. Kündbarer Leasing-Vertrag mit Anrechnung des Veräußerungserlöses auf die 
vom Leasing-Nehmer zu leistende Schlusszahlung 

Bei diesem Vertragsmodell kommt eine während der Mietzeit eingetretene Wertsteigerung 
in vollem Umfang dem Leasing-Geber zugute. Der Leasing-Geber ist daher nicht nur 
rechtlicher, sonder auch wirtschaftlichen Eigentümer des Leasing-Gegenstandes. 

 

III   Bilanzmäßige Darstellung von Leasing-Verträgen 
Bezüglich der bilanzmäßigen Darstellung dieser Leasing-Verträge wird auf die 
Ausführungen zu den Vollamortisationsverträgen verwiesen. 

*   *   * 
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